
Deliktsrecht haften. Er tut dies dann, wenn er durch seine
Mitteilung eine den Empfänger (insbesondere dessen Ver-
mögensinteressen) schützende Rechtsnorm (Art. 2 EGBGB)
verletzt hat (also zB ein Fall der Vermögensschädigung zu-
folge einer Täuschung im Sinne des Betruges vorliegt [§ 263
StGB iVm § 823 II BGB]) – oder wenn er wider die „guten
Sitten“ (zB wegen einer gewissenlosen Verletzung von Be-
rufspflichten oder wegen des Strebens nach einem Eigenvor-
teil) und mit dem Willen sowie in dem Bewusstsein der
Schadenszufügung (der nachteiligen Aus- und Einwirkung
auf das Vermögen des Empfängers) gehandelt hat (§ 826
BGB).36

b) Amtspflichtverletzung

Amtliche Auskünfte (Auskünfte durch Amtsträger), die dem
Betroffenen auf Antrag oder in dessen Interesse erteilt wer-
den, müssen fehlerfrei, dh richtig und (einschl. nächstliegen-
der Möglichkeiten der Sachgestaltung) vollständig sowie auch
unmissverständlich sein.37 Eine diese Anforderungen schuld-
haft verfehlende Auskunft (eine vorsätzlich/fahrlässig fehler-
hafte Auskunft) durch Mitarbeiter der Beratungsstelle der
gesetzlichen Rentenversicherung (vgl. § 14 SGB I) zB ver-
pflichtet den Rentenversicherungsträger daher wegen Verlet-
zung einer drittbezogenen Amtspflicht gegenüber dem be-
troffenen Versicherten zum Ersatz des dadurch verursachten
Schadens (§ 839 BGB, Art. 34 S. 1 GG).38 Nicht unter die
Regeln der Staatshaftung würde die Amtspflichtverletzung
eines (außerhalb von Baden-Württemberg amtierenden) No-
tars fallen. In einer solchen Situation träte die persönliche
Schadensersatzpflicht des Notars nach der Sondervorschrift
des § 19 I BNotO ein.

E. DIE GEFÄLLIGKEIT OHNE AUFTRAG

In Fällen der unbeauftragten oder der sonst eines rechtlichen
Grundverhältisses entbehrenden Besorgung fremder Angele-
genheiten wird die Rechtsbeziehung zwischen den Beteiligten

durch die Regelungen der §§ 677 ff. BGB („Geschäftsführung
ohne Auftrag“) kraft Gesetzes hergestellt.39

Wer ohne eine ihn rechtlich legitimierende Grundrelation zu
dem Geschäftsherrn (dem Inhaber des Interesses) für diesen
ein Geschäft (oben B.II.2.) mit dem entsprechenden Bewusst-
sein und Willen der Fremdbezogenheit besorgt, hat das über-
nommene Geschäft so zu führen (zu tätigen), wie das objekti-
ve Interesse und der wirkliche oder (hilfsweise) der mutmaß-
liche Wille des Geschäftsherrn es erfordern (§§ 677, 683
BGB).40

Die Abgrenzung einer Geschäftsführung ohne Auftrag in
diesem Sinne von einer Gefälligkeit ohne Auftrag im außer-
rechtlichen Bereich erfolgt nach den gleichen Kriterien wie
jene der rechtlich bindenden Gefälligkeitszusage zu dem bloß
außerrechtlichen Gefälligkeitsverhalten (s. oben A.I. und
II.):41 Gefälligkeiten des täglichen Lebens (und vergleichbare
Vorgänge) erfüllen hiernach regelmäßig nicht den gesetzli-
chen Tatbestand der Geschäftsführung ohne Auftrag.42Es
mangelt an der erforderlichen Finalität. Wer eine Alltags-
gefälligkeit erweist, der will normalerweise gerade nicht in
mandatsähnlicher Weise ein Fremdgeschäft besorgen.43

36 Grüneberg/Sprau, 81. Aufl. 2022, BGB § 675 Rn. 47; Jauernig/Mansel, 18. Aufl.
2021, BGB § 675 Rn. 24 (Deliktische Informationshaftung).

37 BSG NJW 1972, 1389 Ls. 1.; BGH NJW 1978, 371 II.2.b) aE; BGH NJW 2003,
3049 I.2.a); Grüneberg/Sprau, 81. Aufl. 2022, BGB § 839 Rn. 41.

38 Pressemitteilung AG München in Zivilsachen Nr. 9/11 v. 31.8.2011 (zu OLG Mün-
chen BeckRS 2011, 22146).

39 Vgl. Musielak/Hau, Grundkurs BGB, 16. Aufl. 2019, Rn. 979; Kupfer/Weiß JA
2018, 894.

40 Emmerich, BGB-SchuldR BT, 16. Aufl. 2022, § 13 Rn. 3 ff.; Grüneberg/Sprau,
81. Aufl. 2022, BGB Einf v § 677 Rn. 1 ff.; § 677 Rn. 2 ff.

41 BGH NJW 2015, 2880 f. (wie stellt sich das Handeln des Leistenden für einen
objektiven Beobachter unter Beachtung der Fallumstände und mit Rücksicht auf
die Verkehrssitte dar).

42 Pressemitteilung BGH Nr. 124/2015 v. 23.7.2015 (zu III ZR 346/14) und BGH
NJW 2015, 2880 (2881): Der als „Bringdienst“ verstandene Transport von teilneh-
menden Kindern per Pkw zu einem Fußballturnier ist keine auftragslose Geschäfts-
führung für den Sportverein.

43 Brox/Walker SchuldR BT, 45. Aufl. 2021, § 36 Rn. 3; Singbartl/Zintl NJW 2015,
2881; Staake JURA 2016, 651 (654).
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Professor Dr. Ingo Saenger und Ass. iur. Maria Henke, Münster*

„‚Kohle‘ für Koalas – neue ‚Hausnummern‘ (auch) für die Kommanditistenhaf-
tung“

Personengesellschaftsrecht
Mittel
2 Stunden
HGB, BGB

& SACHVERHALT

Die aus den Gesellschaftern A und B bestehende und seit Juli 2018 im Handelsregister unter
der Firma „Tierpark Münster KG“ eingetragene KG (T-KG) betreibt in Münster auf einem
von V seit Mai 2018 gepachteten Grundstück einen zoologischen Garten. Der im Voraus bis
zum dritten Werktag eines Monats zu zahlende Pachtzins beläuft sich auf 4.000 EUR. A ist

* Der Verfasser Saenger ist Professor für Bürgerliches Recht, Zivilprozessrecht und Gesellschaftsrecht sowie Direktor des Instituts
für Internationales Wirtschaftsrecht an der Westfälischen Wilhelms-Universität Münster. Die Verfasserin Henke ist dort Wissen-
schaftliche Mitarbeiterin. Die Aufgabe ist (in leicht abgewandelter Form) Bestandteil der Abschlussklausur zur Vorlesung
Gesellschaftsrecht I (Personengesellschaftsrecht) an der Universität Münster im Sommersemester 2021 gewesen (Niveau Zwi-
schenprüfung).
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Komplementär der T-KG. B ist Kommanditist mit einer Haftsumme von 50.000 EUR. Zu
Beginn der Geschäftstätigkeit hatte B diesen Betrag auf ein Geschäftskonto der T-KG über-
wiesen. Nach dem Gesellschaftsvertrag der T-KG ist A nur gemeinsam mit B zur Vertretung
der Gesellschaft befugt. Die gesetzlich vorgeschriebenen Eintragungen in das Handelsregister
und die erforderlichen Bekanntmachungen wurden vorgenommen.

Die T-KG hat ihren Schwerpunkt bereits früh auf die Haltung australischer Tiere gelegt. Seit
einem halben Jahr lebt auch das Koala-Männchen Mr. Snooze im Koala-Haus des Tierparks.
Als A bemerkt, dass Mr. Snooze jeden Tag bis zu 20 Stunden schläft, beschließt er, dass eine
Artgenossin ins Koala-Haus einziehen soll. Kurzerhand trifft A sich am 2.8.2019 mit der auf
australische Beuteltiere spezialisierten Tierhändlerin H und erwirbt bei dieser für die T-KG
ein Koala-Weibchen zum Kaufpreis von 7.000 EUR. Die Lieferung des Tieres erfolgt Mitte
August 2019.

Trotz der neuen Koala-Attraktion verläuft die wirtschaftliche Entwicklung der T-KG nicht
wie erhofft. Grund für die finanzielle Schieflage ist auch die zusätzliche Belastung durch die
monatliche Zahlung eines „Tierpfleger-Gehalts“ an B. A hatte B nämlich nur zu der Mit-
wirkung am Projekt „Tierpark“ bewegen können, indem A in Vertretung der T-KG einen
Vertrag mit B abschloss, nach dem B in den auf die Gründung folgenden 12 Monaten jeweils
500 EUR „Gehalt“ erhielt. Tatsächlich war B zu keiner Zeit für die T-KG als Tierpfleger
tätig. A und B sehen jedenfalls Handlungsbedarf, die „Kassen der T-KG wieder etwas auf-
zufüllen“, und treten aus diesem Grund im September 2019 an C heran, die sie als weitere
Kommanditistin gewinnen können. C wird am 9.9.2019 als Kommanditistin mit einer Haft-
summe von 10.000 EUR in das Handelsregister eingetragen.

Ende September 2019 wendet sich Großhändler G an C. Er macht eine ihm gegen die T-KG
zustehende fällige und durchsetzbare Forderung für die Lieferung von Eukalyptus geltend.
Diese Forderung begleicht C durch Zahlung von 15.000 EUR an G.

Kurz darauf – Anfang Oktober 2019 – erinnert sich auch H an ihre noch offene Rechnung
für das Koala-Weibchen. Sie wendet sich diesbezüglich an B und C und verlangt von ihnen
Zahlung von 7.000 EUR.

B und C verweigern die Zahlung unter Hinweis darauf, dass sie ihren Zahlungspflichten als
Kommanditisten längst nachgekommen seien. C gibt insbesondere zu bedenken, dass es ja
wohl nicht sein könne, dass sie erst Schulden der T-KG gegenüber G begleiche und jetzt
gleich noch einmal von dem nächsten Gläubiger in Anspruch genommen werde.

1. Steht H gegen B und/oder C ein Anspruch auf Zahlung von 7.000 EUR zu?

Variante

In den folgenden Monaten verschlechtern sich die Geschäfte der T-KG weiter. C ist sich
inzwischen sicher, dass sich die T-KG zusehends übernimmt. Sie beschließt, die „Reißleine
zu ziehen“. In gegenseitigem Einvernehmen mit A und B scheidet sie gegen Auszahlung einer
Abfindung von 12.500 EUR aus der T-KG aus. Das Ausscheiden der C wird am 18.8.2020 im
Handelsregister eingetragen und Anfang September 2020 auch bekannt gemacht.

Mitte Dezember 2020 muss V feststellen, dass die T-KG seit September 2020 mit der Zahlung
des Pachtzinses im Rückstand ist. Da weder die T-KG noch A und B solvent erscheinen,
macht V die Forderung für die Monate September, Oktober, November und Dezember 2020
von insgesamt 16.000 EUR am 4.1.2021 gegen C gerichtlich geltend.

C meint, als „Ex-Gesellschafterin“ habe sie mit den Verbindlichkeiten der T-KG nichts mehr
zu tun. Zumindest sei das Zahlungsbegehren der V aber deshalb abwegig, weil – was zutrifft –
der T-KG ein sich aus der übermittelten Betriebskostenabrechnung für das Jahr 2019 er-
gebender Erstattungsanspruch gegen V in Höhe von 2.000 EUR zusteht.

2. Kann V von C Zahlung des ausstehenden Pachtzinses verlangen?

Hinweis: Auf sämtliche aufgeworfene Rechtsfragen ist, gegebenenfalls hilfsgutachtlich, einzugehen.
Auf § 581 BGB wird hingewiesen.

& LÖSUNG

Hinweis: Der Fall hat Pflichtfachstoff zur Kommanditistenhaftung zum Gegenstand. Die Schwerpunkt-
probleme betreffen das im Recht der Personengesellschaften geltende Gebot der Selbstorganschaft, die
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